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Die Kirche ıst die Hörende, die Gott Gehorchende, dıe selbst ıhr Maß des Glaubens Nnur

entgegennımmt V“O Wort der Offenbarung, DVDO Wort der Schrifl, von der Glaubens-
erkenntnis, dıe Gott ıhr ın früheren Zeiten scbén/ete.„ arl Rahner

Was kann die iırche politisch tun?
Hat die Kırche einen polıtischen Auftrag, un S gelische Kırche übernehme sıch MIt einer solchen Parteı1i-
einen solchen Auftrag g1bt, wIie ISt umschreiben? So nahme: s$1e gefährde den innerkirchlichen Frieden, Wnnn
leicht oftenbar vielen Zeitgenossen fällt, den ersten S1e diıe Glieder der eigenen Kirche, die egner der ÖOst-
Teıl der Frage, WEeENnNn auch in Form, ZUuU bejahen, vertrage sind, VOor den Kopf stoße, iındem sie sıe in den
polemisch, unsicher, emotional oder widersprüchlich Verdacht bringe, wenıger für Frieden un! Versöhnung
reagıeren s1e auf den zweıten. Dies ISt aum verwunder- einzutreten.
lıch, denn die Frage, WI1e dieser Auftrag umschreiben
sel, äßt sıch in den meısten Fällen ohl Nnur konkre- Salomonisch abwägend urteilte denn auch der Rat der
ten Objekt erörtern un! von einer konkreten Sıtuation EK  _ vieler gutgemeıinter Eingebungen 20
her Sanz überzeugend beantworten. ber allgemeine Po- 1972 „Es 1St iıcht Aufgabe der Kirche, in der nNnOoLwen-
stulate, etwa darüber, dafß die Kıirche den Auftrag hat, digen Auseinandersetzung der politischen Parteıen ber
für Benachteıiligte un: Unterdrückte, für Randgruppen die Ratifizierungsfrage ür oder ıne der beiden
un: Opfer der politischen Machrt einzutreten un DC- Seıiten Stellung nehmen. Weder 1St S$1e ber die Voraus-
gebenenfalls die Machtträger anzugehen, aßt sıch SEtzZUNg besser unterrichtet, noch 1St ihr Urteil über die
mühelos debattieren un eın Konsens finden Wenn Folgen sachkundiger als das der ZUuUr Entscheidung berute-
aber arum geht, herauszufinden, w1ıe dies konkret und nen Politiker.“ (Zıt nach epd-Dokumentation, 72.)welchen Umständen es geschehen habe, ob bei- Der Rat WI1SSe, daß es bei der Entscheidung über die Öst-
spielsweise die Kirche auch das echt oder gar die Pflicht vertrage »” die nüchterne Suche nach einem vernünfti-
habe, ZUr offenen Revolte eın unrechtes Regıme SCHh Ausgleich der polıtischen Interessen un: Ziele“ gehe.aufzurufen oder gar ıne bestimmte sozialrevolutionäre Er ermutıge aber alle Politiker, den Weg der VersöhnungIdeologie unterstützen, entzünden sıch die Gegen- mıiıt den östlichen Nachbarn, den diıe evangelısche Kirche
satze. se1it Jangem bewußt beschritten habe, nach VOTN gehen.

ber soviel politische Nüchternheit eınes hohen kirchli-
chen Gremiums blieb in den eigenen Reihen iıcht langeBeispiel Die Ostvert;äge
unwidersprochen. Drei Bischöfe bzw. Kiırchenpräsidesschwieriger WIFr:  .  d CS,S die Kirche in ihrer eigenen engagıerten sıch aktiv für einen Aufruf ZUgunsten derSendung MIt einem bestimmten, parteipolitisch gepragten Ratifizierung der Ostvertrage, der dann als „ErklärungProgramm konfrontiert wird.
VO!  ; 25 evangelischen Theologen un Laien  « 3() März

Dies zeıgt sich iın der evangelischen Kirche gegenwärtig veröffentlicht wurde. Zu seinen Unterzeichnern gehörten
nachdrücklichsten Beispiel der Auseinandersetzung sechs Bischöfe bzw. Kırchenpräsides un! der Vorsitzende

über die Ostpolitik der deutschen Bundesregierung. Da der EKD-Synode, Prof Reıser (Tübingen). Doch
xibt Bürger: Politiker, Theologen, Pfarrer un Syn- wurde auch in dieser Erklärung ZUgUNSIEN der ÖOstver-
odalen, die Synoden un! Kirchenleitungen auffordern, trage noch auffallend zurückhaltend weniıger „kirchlich“
sıch direkt ZUguNsten der Ostverträge erklären, un als politisch VO  - der Sache her argumentiert: Niemand
VO  e osteuropäıscher (polnischer) Seıite kommen Tadels- seli verwehrt, sıch gewissenhaft eın Urteil bılden: aber
äußerungen, warum sıch nıcht auch die katholische Kırche die Verträge VO'  — Moskau, Warschau und Berlin ermOg-
1n dieser Richtung engagıere. Dıie einen. wünschen, Ja for- lichten jenen Beitrag ZUuU Frieden, „den U  S die Deut-
dern, daß die Kirchen ein eindeutiges Wort zZugunsten schen in der Bundesrepublik Deutschland eisten können

un den Nsere Nachbarn in ÖOst un: West VO  — uns e_der Ostverträge weiıl CS, Ww1ıe sie Sagcen, ZUr Ver-
söhnungspolitik der gegenwärtigen deutschen Bundes- arten dürfen“. Es gehe jetzt ıcht mehr darum, ob das
regierung keine Alternative gibt. Entscheide sıch die Kırche Verhandlungsergebnis hätte besser austallen können, SOMN-

dern ob die VOonNn den Vertragen erwartenden Mög-anders, verrate s1e iıhren Versöhnungsauftrag, VeI-
saume s1e, ZUuUr Entspannung beizutragen, .und behindere lichkeiten geNutzt der verpaißt werden. Andere Stellung-

nahmen, die dieser vorausgıngen, S1e begleiteten oder ihrlangfrigtig den Frieden. Andere en Die EV:

211



folgten, aber schon 1e] weniıger nüchtern un Nuan- Sozialdemokraten wen1gstens parteipolitischen In-
clert. Eıner der Miıtunterzeichner, der gegenwärtige Vor- teressengründen mıiıt Bischöfen nuancıert umzugehen pfle-
sıtzende 1M Präsidium des Evangelıschen Kırchentages, SCn Ministerpräsident ühn beteuerte 1imM Düsseldor-
Zahrnt (Hannover), hatte schon vorher durch seinen polıt- ter Landtag: Jeder gläubige Katholik, aber auch jeder
theologischen Beıtrag „Verzicht AuUS Glauben“ 1mM „Deut- Staatsbürger werde bei der Auseinandersetzung die
schen Allgemeinen Sonntagsblatt“ ıne Lawıne VO  - Zu- Reform des 218 aut jedes Argument, auch auf jedes
stiımmung un: Protesten ausgelöst. Wıe Zahrnt und andere kirchliche Argument, hören haben Er respektiere das
protestantische Befürworter sah wenıge Tage spater der Urteil des Kardınals, „das VO  - hohem Gewicht für o]äu-
neugewählte Präses der Rheinischen Kirche, Immer, bıge Katholiken SL: ber 1n der wahlpolitischen Schlufß-
einer der Inıtıatoren der Erklärung der 25 in seiınem Be- folgerung des Kardinals sah der Miınıisterpräsident „eıne
richt VOTLT der Rheiniıischen Synode „einen gradlınıgen massıve Beeinflussungsandrohung Ausnutzung des
Weg VO Stuttgarter Schuldbekenntnis über die Ost- nıaıyen Mißverständnisses, da{fß den Bischöfen auch die
Denkschrift der EK  ® bıs hın den Jetzt vorliegenden politische Entscheidung der Gläubigen in Obhurt gegeben
OUstverträgen“ (epd, 58 72) Dıies konnte nıcht anders se1“. Oppositionsführer Köppler nahm den - Kölner
ausgelegt werden denn als volle Deckung der Regierungs- Kardıinal gegenüber diesem Angrıiff selbstverständlich in
politik durch eıne kirchliche Nstanz. Wıe nıcht anders Schutz und vertrat in der politischen Debatte un: 1im 1N-
erwarten, protestierte die Opposıtion durch iıhre Sprecher, nerkirchlichen Gespräch spater eıne 1e] härtere Auffas-
die die Erklärung der 25 als Stimmen einzelner darzustel- Sung auch gegenüber dem Regierungsentwurf (Indıkatio-
len bemüht un: ıne „entsprechende Reaktion der nenmodell), als INan S1e früher VO! ıhm gehört hatte.
Evangelischen Kırche selbst“ anmahnten, während die
Bundesregjierung die Erklärung bereitwillig aufgriff, die Übrigens lohnt sıch, noch ZY€e1 Reaktionen protestantı-

scher Kırchenmänner auf dieses Interview regıstrıeren.SPD der CDDU Bevormundung der Kirchen vorwarf un: Bischof Wölber, eın erklärter Gegner des Autfrutsselbst hohe FDP-Politiker, die OnNn: Christliches ıcht der Z5, antwortete, VO  ; der „Welt“ (12 7/2) nach se1-allzu häufig 1n den Mund nehmen, miıt der christlichen HET Meınung Höftners Posıtion gefragt: So, WwW1e derDımension der Ostpolitik 1M baden-württembergischen Kardınal getan häabe, könne die Sache iıcht personalıi-Landtagswahlkampf werben begannen. sıeren. Es gehe Ja doch einen echten Pflichtenkonflikt.
Es gebe respektierende Nöte, die den Gedanken
Schwangerschaftsabbruch auftfkommen lassen. So einfachBeispiel \  Y  i 218 se1i die Regelung des sıttlichen Lebens nıcht; deswegen
könne INnan nıcht einfach den Stab brechen. muüßtenAhnliches widerfuhr der katholischen Kırche unter völlıg

umgekehrten Vorzeichen 1n den etzten onaten bei der WIr miıt Entschiedenheit und Klarheit Überzeugungs-
arbeit treiben. Es mOöge reilich ganz eXtreme Fälle geben,Auseinandersetzung die Reform des 218 des StGB die aber gegenwärtig bei Bundestagsabgeordnetenber den Schwangerschaftsabbruch. Allerdings ging

1er mehr die Person eınes Kardıinals und seiner Wı- nıcht sehe, 1n denen die Kırche musse: So eın Mann
1St unmöglıich. Präases Immer, protestantischer Konfraterdersacher als die Kirchenleitung oder die Kırche 1NS- des Kardinals in der Kırche des Rheinlandes und, WwW1e

DESAMT., Kardınal Höffner hatte in ınem Interview mıiıt schon DESART, einer der nachdrücklichsten Verftfechter derKNA 2 / iıcht Nur erklärt, daß die gegenwärtig
diskutierten Liberalisierungsalternativen Z.U Strafrecht Ostpolitik der Bundesregierung, mahnte in seinem Be-

richt VOLF der Synode seiner Landeskirche: Dıiıe rage nachüber den Schwangerschaftsabbruch (Indikationen- und der Wiählbarkeit oder Nıchtwählbarkeit eines Abgeord-Fristenmodell) für die Kırche Aaus cAQristlicher Überzeu-
Sung Uun: 1m Blick auf das Allgemeinwohl unannehmbar dürfte ıcht mıt dem 218 verknüpft werden;: die

Kırche könne nıcht durch Strafbestimmungen die urch-se1en, sondern die Schlußfolgerung SCZOPECN: „Abgeord- führung der Gebote Gottes siıchern lassen: „Auch hier giltnete, die nıcht bereit sınd, die Unantastbarkeit menschli- CS, daß uns der Mißbrauch VO  w Theologie ZU  b Durchset-chen Lebens, auch des ungeborenen Kındes, gewähr- ZUNg politischer Interessen verwehrt 1St.leisten, sind für eıiınen gläubigen katholischen Christennıcht wählbar“ : un: wıederholte un präzısıerte ın Übrigens am die Frage der Wiählbarkeit auch nochmals
einem zweıten Interview (7 /2) seinen Standpunkt: andersherum 1NS Spiel In iınem Interview mMiıt dem
ın g]äubiger Katholik wırd als Abgeordneter gleich (Kırchenfunk) wurde Immer gefragt, gebe 1U  w often-

welcher Parteı gehört einem Gesetz nıcht zustım- sıchtlich Abgeordnete der CDU, die die Verträge ableh-
INCN, das sıch als Preisgabe des Schutzes des ungeborenen nNneCnNn, ob enn diese Abgeordnete für evangelische hri-
Lebens auswirkt“. Und „Eın gläubiger Katholik wırd sten wählbar selen. Die AÄAntwort: Ja da die rage VO  —

Abgeordnete nıcht wählen, die einem Gesetz zustımmen, weıter her entscheiden se1 als VO  e} den Ustverträgen,
das sıch als Preisgabe des Schutzes des ungeborenen Le- sej1en auch Abgeordnete, die meınen, ın ıhrem Gewissen
bens auswirkt.“ Dıiıe Begründung für diese höchst konkrete neın SCHh mussen, wählbar.
wahlpolitische Folgerung: Der Glaube der Kirche (den die
Bıschöte verkünden haben) 1St der Glaube der Ungute GefühleGemeiunnschaft der Gläubigen. Daraus folgt, daß auch die
Schlußfolgerungen Z Aaus der Lehre VO  a der Unan-
tastbarkeit des menschlichen Lebens für alle Gläubigen Mancher Mag die Sammlung solcher Daten Rande p-

litischer Naıivıtät kleinlich finden: WIr meınen, S$1e Sagchdieselben sınd. Dıiese gemeinsamen Schlußfolgerungen doch Wa darüber AauUSs, welche Probleme sıch die Kiırchedarf der Bischof beim Namen ennen. auflädt, wenn s1e in ıhren Stellungnahmen gesellschaft-
Damıt provozıerte der Kardınal ıcht NUur manche lichen Problemen un: polıtischen Tagesfragen, auch we1ln

qualifizierte innerkatholische Entgegnung. Er forderte diese noch csehr 1Ns Grundsätzliche hinabreichen, 1Ns
auch den Wıderspruch derjenigen heraus, die w1ıe viele Detail geht und haarscharfe Konsequenzen zieht. Keın
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evangelıscher Christ wird meınen, weıl vielleicht ıne umrissene Notstandsindikationen auszuspréchen‚ und 1St
Mehrheıit in seiner Kirche mıt den Regierungsparteien für ZU mındesten umstritten, welche Art VO  ; Gesetzgebungdie Ratiıfizierung der Ostverträge eintritt, se1 eın Ab- kriminalpolitisch die wirksamste 1St. Wenn eın Bürger,geordneter, der diese Verträge ablehne, 4A5 christlicher Christ oder Nıchtchrist, sıch für einen Abgeordneten bzw
Begründung ıcht wählbar. 1n erster Linıe für ıne Parteı entscheidet, wird deren Stel-

lung ZU 218 ıne dem Sachgewicht gemäße Rolle spie-Niemand wırd anderseits leugnen, daß die Ratifizierung len, aber entscheiden wırd sıch mıt Gründender Ostverträge WI1Ie jede politische Entscheidung ıne and des Gesamtprogramms. Und wird für den Wiählermoralische Diımension hat und die moralısche Dımension wne moralische Grundsatzfrage wahlentscheidend, dannangesichts der Ereignisse des Zweıten Weltkrieges un: des mu{fß diese Entscheidung ohl doch in Abwägung dernationalsozialistischen Gewaltregimes 1ın diesem Falle be-
sonders hoch veranschlagen 1St. Niıemand wırd ın Ab- honkreten Umstände treften. Pauschale Forderungen oder
rede stellen, dafß 1n dieser moralischen Dımension, 1ın der Aussagen über Wiäahlbarkeit oder Nıchtwählbarkeit CI -

wecken gerade in dieser rage den Eindruck, SıttlichkeitForderung nach Aussöhnung MIt den osteuropäischen Völ- se1 fast ausschließlich durch Strafrecht rettenkern und nach Verwirklichung einer Jlangfristigen rie-
densstrategie die Kirchen, jede Kirche, unmittelbar Kn Versuchen WIr das Beispiel aber noch auf einem breiteren
gesprochen sind. Auch haben WIr Katholiken uns fra- politischen Hıntergrund sehen: FEın solcher direkter
gCNH, ob WIr politisch un: 1m vorpolitischen Raum bisher Eıingriff VO  - Kırchenleitungen iın wahlpolitische Auseıin-
alles ZUr Verständigung mıt Polen beigetragen haben, W 45 andersetzungen müuüßte entweder einem weıteren Ver-
WIr beitragen konnten. Dennoch überkommt einen eın lust der Kirchen Beachtung gerade 1n solchen Fragenunangenehmes Gefühl, wenn die moralisch un relıg1ös führen, in denen S1€e iıhr moralisches Gewicht geltendmot1iviıerte Versöhnung sehr mıiıt eiınem bestimmten poli- machen mufß, oder vorübergehend einer ZU Teil NUur
tischen Programm, INa politisch noch plausibel er- oberflächlich motıiıvilerten weltanschaulichen Polarisierungscheinen, identifiziert wird, daß AUS Überzeugung oder der politischen ager beitragen. Fuür ne Junge, 1mM wesent-
AaUuUsSs Gründen der polıtischen Reklame Christentum daran lıchen VO  - einem Zweıparteiensystem getragene Demo-

wird. Die rage der Wählbarkeit sollte hier kratie w1e die eutsche würde ıne Polarisierung über
schon Gründen der Toleranz, der staatsbürgerlichen urz oder lang vermutlich einer ernsten Störung des
W1ıe der christlichen, ıcht einmal rhetorisch gestellt WOI - innenpolıtischen Gleichgewichts auSsarten, Zu mındesten
den einem bedauerlichen Verlust Toleranz. Hıer eröft-

net sıch gerade 1M gegenwärtigen Augenblick der KırcheDer Fall des 218 MNag anders lıegen; wenıgstens scheint ıne politische Verantwortung, die ın der tagespolitischendas moralische Element der rage eichter auszumachen Polemik allzu leicht übersehen wiırd.und Von politischen Zweckmäßigkeitserwägungen abheb-
bar seın. Doch die unguten Getühle kommen auch da ber kehren WIr nochmals ZU ersten Beispiel zurück
Dem Kardinal nahestehende Publizisten haben ıhm Mut Vertritt eın protestantischer Kirchenpräses die besseren
attestiert un! meınten, W1e Fr ra} “O  S Westphalen SC-
rade nach dem zweıten Interview, ıh VOL „lautstarker Argumente, wenn einerseıts 1m Blick auf Höftners

Posıition Zur Reform des 218 feststellt, die „Theologie“Kritik und Verunglimpfung“ VOL der öffentlichen Me - dürfe nıcht zur Durchsetzung politischer Interessen miß-
Nung un VOor „Katholiken, die iıhr echt auf Mündigkeıit yaucht werden, wenn der gleiche Präses aber keinerle1
und eigene Gewissensentscheidung betonen“, in Schutz Bedenken hat, die Ostpolitik der Bundesregierung, kon-nehmen mussen (vgl KNA, Der Kommentar, 72) kret die ratıfizıerenden Ustverträge mit dem Gebot
Dies mMag deren begründete Überzeugung se1n. ber christlicher Versöhnung un: dem Versöhnungsauftrag der

X1Dt gewiß sehr viele Katholiken, die selbst das Urteil Kırche kurz un: bündig gleichzusetzen. Mögen sıch inneredes Kardıinals über den vorliegenden Regierungsentwurf Verwandtschaften zwischen beiden angesıichts der deut-
und noch mehr ber den Alternativentwurf der 51 SPD/ schen Vergangenheit ergeben, Kirchenführer werden doch
FDP-Abgeordneten teilen, die aber die Konsequenz des zugeben mussen, dafß auch andere Wege un Methoden
Kardinals ıcht ziehen vermögen. Der Chronist glaubt der Versöhnung g1bt un: daß die getroffene oder jetztsıch außer Verdacht, hinsichtlich der moralischen un!: treftende Entscheidung ıne polıtische Entscheidung ISt, die
rechtsethischen Beurteilung ıne kirchlich nıcht vertretbare durch Abwägung aller polıtischen Faktoren getroften wer-
Meınung haben: un diese Zeıitschrift hat schon sehr den muß, ohne dafß die ıne oder die andere als die
trüh auf das autmerksam gemacht, was mıiıt der Diskussion schlechthin christliche suggeriert werden annn Der olden-
über die Reformentwürfe AUus der Oftentlichkeit auf die
Kırche zukommt. ber miıt ıhr werden ohl mehr Katho- burgische Bischof H.- Harms rückte Aaus Zwı-

schen der Versöhnung, WwW1e S$1e das Evangelıum meınt, un:
liken der Meınung se1n, da{fß ıne politische Wahl bom- einer mwersöhnlichen Außenpolitik lıege die Sach- und Ge-
blexeren Aufgaben dient, als daß allein and der Auf- wissensentscheidung, die dem Christen weder die Theolo-
Tfassung eines Abgeordneten über den strafrechtlichen o1€ noch ıne andere Wiıssenschaft abnehmen annn Dem
Schutz des werdenden Lebens über dessen politische Eıg- 1sSt nıchts hinzuzufügen.
Nung entschieden werden könnte. Und mu{fß INnan nıcht den
Rechtsschutz des werdenden Lebens selbst difteren-
zlierter sehen? Wenn das Jüngste Hearıng ZUr Reform des FEine N orm politischer Diakonie

218 den vielen sachgemäßen un: unsachgemäßen
Bekenntnissen eines gezeigt hat, dann doch dieses, daß - Heilßt das aber, daß sıch die Kirchen auf allgeméine
ohl ıne strenge WwW1e ine laue strafrechtliche Umschrei- Grundsatzerklärungen über politische Ethik zurückzu-
bung des Tatbestandes auf die Entwicklung der Abtrei- ziehen haben Keineswegs! Der politische Auftrag der
bungsquoten NUur relatıv geringen Einflufß hat Es xibt 1M- Kirche 1St durchaus konkret, un: aßt sıch gerade
merhin tür den einzelnen plausıible Gründe, sıch für klar der gegenwärtigen ınnen- und außenpolitischen Auseinan-
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dersetzung in Deu£sd11and stichhaltig demonstrieren: Kar- und politisch keiner Rechtfertigung ßedarf ° weil sıe in
dinal Höftner hat sıch ın seinem Zzweıten KNA-Interview einer Phase verschärfter innenpolitischer Auseinanderset-
auf seinen Amtseid berufen, der ıhm auferlege, in der Aus- ZUNng Zz.U Abwägen un ZUr Zurückhaltung mahnt.
übung seines geistlıchen Amtes jeden Schaden VO deut- Doch 1St es MmMi1ıt tagespolitischer „Neutralität“ selbst dort,schen Staatswesen abzuwenden. Dıiıe Kirchenleitung der s1e durchgehalten wird, iıchtgauch nıcht mıiıt bloß

erklärte in eiınem Kommunique VO 24 1972 innerkirchlicher oder innerdeutscher Versöhnung. Die Kır-
(Wortlaut in epd-Dokumentation VO 72 die en können 1n dieser Sıtuation durchaus noch leı-
lutherische Kirchenleitung beachte miıt orge die zuneh- ıne kluge, zurückhaltende, aber realistische Prüfungmende Unversöhnlichkeit 7zwischen Befürwortern un aller Faktoren, der politischen un:' moralıschen, die bei-
Gegnern der ÖOstverträge. 1€ mu{fß aber bis den Ge- spielsweise in der Ostpolitik wirklıch un vermeintlich
meındegliedern hin voraussetzen, daß jeder seiınem Gewis- bestimmend sind. Dıies schiene uns gerade ın einer Zeıt
en folgt un in dieser schwierigen Entscheidung die Größe politischer Trendanfälligkeit un gegenseıitiger Verdächti-
der Verantwortung sieht. Wır können nıcht Versöhnung Sung ıne möglıche un ohnende Aufgabe politischer
mıt unNnseren Nachbarn wollen un als in siıch Nver- Diakonie sein. Damiıt gewanne auch Kardinal Höftfners
söhntes olk zurückbleiben. Nur so werden WIr die eıit Zıtat dem bischöflichen Amtseid seinen Sınn.
nach der Entscheidung bewältigen.“ Der leitende Bischot Dıie Kirchen können sıch mıiıt der ıhnen verbliebenen MO
der Lutherischen Kirche ın Deutschland, Wölber, lıschen Autorität durchaus noch ein1ıges politischer
schrieb 1MmM gleichen Sınne seinen bekannten Briet Bun- verhalten als die 1M politischen Tageskampf stehenden
deskanzler Brandt un Oppositionsführer Barzel Parteien: Sıe können alle politischen Faktoren, das Ver-
(Wortlaut 1ın epd, 7/2) Mag se1in, daß iın diesen Ver- söhnliche der Politik un: die S1€e estimmenden Macht-
söhnungsaufrufen nach ınnen die dahinterstehende politi- verhältnisse einschließlich der ideologischen Einsprengsel.
sche Überzeugung den taktischen un: prinzipiellen Geg- offenlegen. Das VOoTraus, daß sıch die Kırchen ın ıhren
ern der Ostpolitik der Bundesregierung näher steht als amtlichen Vertretern ıcht 1Ns Schlepptau der Parteijen
der Regierung, aber 1St doch eine Linie, die kirchlich begeben oder selbst Parteı werden. $ eeber

Meldungen A4U$ Kirche und GesellschaftMeldungen aus Kirche und Gesellschaft
Die Pa.psta.nsprä.chen Osterzeit
Dıie Ansprachen des Papstes zwischen tın teıl und sprach VOo: Sınn des Lei- Sucht, die konventionellen Pfade der
Palmsonntag un ÖOstern standen ens. Dıie Osterbotschaft VOLr dem Erziehung Zzu verlassen“, ıhre Ab-

neigung gegenüber „den normalenentsprechend dem Inhalt dieser kir- egen „Urbi rbi“ ÖOstersonn-
chenliturgischen eit ganz 1M Zeichen eag (2 72) War eın einzıger rie- Formen des soz1alen und Familien-
der Karwoche un des Osterfestes. densgruß an die Kirche, alle hri- lebens“, iıhre Vorliebe einem
Leiden, Kreuz, Erlösung un! Auf- sten un: die Menschheit. In seiner „Ireien, bisweilen „allzu unbeküm-

erten un: exzentrischen Verhal-erstehung bildeten die thematischen Homilie ÖOstersonntag hob der
Schwerpunkte oder doch einer apst VOT allem das unüberbietbar ten“, sıch den „seltsamsten Eın-
seiner Bezugspunkte 1n seiner Ge- Neue der Auferstehung Christi her- £ällen der Mode“ un! „oft amoralı-
dankenführung. So WAar ZWAar die An- VOT schen un antisozialen Leidenschaften

überlassen, iıhren Geschmack ıN dersprache iın der Liturgie des Palm-
Kontestation und Umsturz“. Der(26 72) ausschließlich Vertrauen in die Jugenddie eingeladenen un zahlreich Er - apst sah darin eın Zeichen iıhrer

schienenen Jugendlichen gerichtet, Als Versuch einer Hinführung ZU. Ablehnung der heutigen Gesellschaft,
aber auch ıhrer Unruhe, die wieder-klang aber doch mıiıt dem Gedanken Gedanken des Kreuzes annn 114  - die

ın das Kreuz als Zeichen der selbst- Ansprache des Papstes die Jugend eın Zeichen ihrer Aufrichtigkeit
losen, opfernden un erlösenden Palmsonntag ansehen (vgl ÖOsser- un ıhrer Auflehnung die
Liebe“ AUS. Die Mittwochaudienz in vatore Romano, 7/2) Dabei Leere des modernen Lebens sel.

Nochmals tiefer ansetzend erkannteder Karwoche (30 72) war Yanz stellte er iıhr Jesus als den VOTrT, nach
auf die Glaubenswahrheit der Er- dem s1e eigentlich 1mM tiefsten Ver- der apst darın eın „messianısches
lösung zugeschnıtten. Der Abend- Jange, da dem menschlichen Le- Bedürfnis“, das Verlangen nach einem
gottesdienst Gründonnerstag 1n ben Sınn, VWert, Hoffnung un wirklichen wahren Messıas. Als sol-
der Lateranbasilika bildete den An- chen stellte dann der Jugend JesusFreude gebe, VO der Sünde erlöse,
laß, die FEucharistie als wirksames uns Brüdern, ZUuUr Kiırche mache. hın Seıin Zuruf, es sel ihre Aufgabe,
Zeiıchen der Gemeinschaft mi1ıt Chri- Er brachte dabei sein großes Ver- die VO  3 Jesus ausgehende, iıcht tru-  n
STUS un der Kirche herauszustellen trauen 1n die Jugend Z.U Ausdruck gende Faszınatıiıon erfahren un

der heutigen Welt das „leuchtendeun: den spezifischen Sınn gerade die- un: bekräftigte ihr Recht, ıhrem Le-
ser Eucharistieteier aufzuzeigen. Am ben eın „eigenes, un ur_r- Antlıitz Christı siıchtbar machen,
Karfreitag nahm der apst NUu  - be- sprüngliches Ziel“ geben. In — muß ohl auch auf dem Hınter-
reıits ZU achten Mal der abend- nıgen Worten entwarf dann ein grund der Jesusbewegung gesehen
lichen Kreuzwegfeier auf dem Pala- ]?ild dieser Jugend: ıhre „gewi1sse werden. Daher se1 vheute der Augen-
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